
 

  

S 21 AR 8/05

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Nordrhein-Westfalen
Sozialgericht Sozialgericht Gelsenkirchen
Sachgebiet Sonstige Angelegenheiten
Abteilung 21
Kategorie Beschluss
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 21 AR 8/05
Datum 07.02.2005

2. Instanz

Aktenzeichen -
Datum -

3. Instanz

Datum -

Die dem Antragsteller fÃ¼r sein Gutachten vom 10.12.2004 zustehende
VergÃ¼tung wird auf 1.015,16 Euro festgesetzt.

Die Beschwerde wird zugelassen.

GrÃ¼nde:

I. Der Antragsteller erstattete im zugrundeliegenden Rechtsstreit am 10.12.2004
fÃ¼r das Sozialgericht ein Gutachten Ã¼ber die Erwerbsminderung der KlÃ¤gerin.
Der Auftrag dazu war im September 2004 erteilt worden. Die dem Antragsteller
vorgelegte Gerichtsakte umfasste 83 Seiten und die Verwaltungsakte 120 Seiten.
FÃ¼r sein 27 Seiten umfassendes Gutachten stellte der Antragsteller dem
Sozialgericht am 15.12.2004 einen Betrag in HÃ¶he von 1.329,60 Euro in Rechnung.
Hierbei machte er 4,2 Stunden fÃ¼r Aktenstudium und 20 RÃ¶ntgenbilder, 1,5
Stunden fÃ¼r die Untersuchung, 4,5 Stunden fÃ¼r die Ausarbeitung und 4,5
Stunden fÃ¼r Diktat und Korrektur des Gutachtens ausgehend von einem
Stundensatz von 60 Euro geltend. AuÃ�erdem wurden Porto, Schreibauslagen,
Sachleistungen und Umsatzsteuer geltend gemacht. Die Anweisungsstelle kÃ¼rzte
die Rechnung auf 1.225,21 Euro ausgehend von 4 Stunden fÃ¼r Aktenstudium und
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3,2 Stunden fÃ¼r Diktat und Korrektur. Der Antragsteller hat richterliche
Festsetzung beantragt.

II. Die dem Antragsteller zustehende VergÃ¼tung war auf 1.015,16 Euro
festzusetzen.

Grundlage des VergÃ¼tungsanspruchs des Antragstellers ist Â§ 8 Abs. 1 Nr. 1 des
Gesetzes Ã¼ber die VergÃ¼tung von SachverstÃ¤ndigen, Dolmetscherinnen,
Dolmetschern, Ã�bersetzerinnen und Ã�bersetzern sowie die EntschÃ¤digung von
ehrenamtlichen Richterinnen, ehrenamtlichen Richtern, Zeuginnen, Zeugen und
Dritten (JustizvergÃ¼tungs- und -entschÃ¤digungsgesetz -JVEG-). Danach erhÃ¤lt
der SachverstÃ¤ndige fÃ¼r seine Leistungen als VergÃ¼tung ein Honorar, das nach
StundensÃ¤tzen bemessen ist. Das Honorar der SachverstÃ¤ndigen fÃ¼r ihre
Leistungen richtet sich nach den in Â§ 9 JVEG festgesetzten SÃ¤tzen, nach den in
der Anlage 1 genannten Honorargruppen und der fÃ¼r die geforderte Leistung
erforderlichen Zeit. Der Antrag auf gerichtliche Festsetzung der VergÃ¼tung ist
zulÃ¤ssig. Die Festsetzung der VergÃ¼tung erfolgt durch gerichtlichen Beschluss,
wenn der Berechtigte die gerichtliche Festsetzung beantragt (Â§ 4 Abs. 1 Satz 1
JVEG).

ZunÃ¤chst ist allgemein darauf hinzuweisen, dass das Gericht bei der Festsetzung
der SachverstÃ¤ndigenvergÃ¼tung an die von dem SachverstÃ¤ndigen gestellten
AntrÃ¤ge nur insoweit gebunden ist, als es im Endergebnis nicht mehr festsetzen
kann, als der SachverstÃ¤ndige gefordert hat. Das folgt aus Â§ 2 JVEG. Im Rahmen
des VergÃ¼tungsbegehrens kann das Gericht jedoch BetrÃ¤ge festsetzen, die den
Vorstellungen des SachverstÃ¤ndigen nicht entsprechen. Die geforderten BetrÃ¤ge
kÃ¶nnen in den EinzelansÃ¤tzen sowohl verschlechtert als auch erhÃ¶ht werden.
Dementsprechend war die Kammer berechtigt und verpflichtet, die Kostenrechnung
des SachverstÃ¤ndigen in vollem Umfang zu prÃ¼fen und die danach zu
gewÃ¤hrende VergÃ¼tung festzusetzen.

Die Kostenkammer ist auch berechtigt, die vom Antragsteller begehrte
EntschÃ¤digung in der Gesamtsumme niedriger festzustellen, als dies die
Anweisungsstelle getan hat. Der Grundsatz, wonach die Einlegung eines
Rechtsmittels die Position des RechtsmittelfÃ¼hrers nicht verschlechtern darf
(Verbot der reformatio in peius), kann hier keine Anwendung finden. Sobald das
Gericht gemÃ¤Ã� Â§ 4 JVEG mit der Festsetzung der VergÃ¼tung befasst wird, wird
die Feststellung der Anweisungsstelle, die nur vorlÃ¤ufigen Charakter hat, ohne
weiteres hinfÃ¤llig. Die gerichtliche Festsetzung nach Â§ 4 JVEG ist keine
AbÃ¤nderung der von der Anweisungsstelle vorgenommenen Berechnung sondern
eine unabhÃ¤ngige erstmalige Festsetzung, durch die eine vorherige Berechnung
der VergÃ¼tung im Verwaltungswege gegenstandslos wird. Sie leitet nach
allgemeiner Auffassung ein neues Verfahren ein (vgl. BGH in NJW 69,556; LSG NW
in Breithaupt 2001,402,403; Meyer/HÃ¶ver/ Bach, Kommentar zum JVEG, 23.
Auflage Â§ 4 Rd. 4.12;).

Im vorliegenden Fall gibt der vom Antragsteller geforderte Stundensatz von 60 Euro
keinen Anlass zu Beanstandungen, denn es handelt sich um eine
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Leistungsbeurteilung von durchschnittlichem Schwierigkeitsgrad, die in die
Honorargruppe M 2 der Anlage 1 zu Â§ 9 Abs. 1 JVEG einzuordnen ist.

FÃ¼r die Erstattung des Gutachtens ist ein Zeitaufwand von insgesamt 10 Stunden
(aufgerundet gemÃ¤Ã� Â§ 8 Abs. 2 JVEG) zu vergÃ¼ten.

Im Interesse einer gleichmÃ¤Ã�igen EntschÃ¤digung aller SachverstÃ¤ndigen fÃ¼r
gleichartige Leistungen hat als Bemessungsgrundlage nicht die jeweilige
Arbeitsmethode des einzelnen SachverstÃ¤ndigen und damit die subjektiv
benÃ¶tigte Zeit zu dienen, sondern allein der fÃ¼r die erbrachte Leistung objektiv
erforderliche Zeitaufwand. Als erforderlich (Â§ 8 Abs. 2 JVEG) ist dabei nach
einhelliger Ansicht im Schrifttum und Rechtsprechung nur derjenige Zeitaufwand
anzusehen, den ein durchschnittlicher und mit der Materie vertrauter
SachverstÃ¤ndiger bei sachgemÃ¤Ã�er Auftragserledigung und durchschnittlicher
ArbeitsintensitÃ¤t zur Erbringung der geforderten Leistung benÃ¶tigen durfte.
Dabei kann es im Einzelfall dazu kommen, dass dem SachverstÃ¤ndigen der von
ihm benÃ¶tigte Zeitaufwand nicht in vollem Umfang entschÃ¤digt wird, wenn
nÃ¤mlich die Leistung nach objektiven MaÃ�stÃ¤ben in kÃ¼rzerer Zeit hÃ¤tte
erbracht werden kÃ¶nnen (st. Rspr. zuletzt LSG NW Beschluss vom 19.01.2005 in L
4 B 9/04)

Die Erstellung eines Gutachten gliedert sich nach der stÃ¤ndigen Rechtsprechung
des LSG NW (a.a.O.) in 4 vergÃ¼tungspflichtige Arbeitsschritte:

1. Aktenstudium und vorbereitende Arbeiten
2. Untersuchung und Anamnese
3. Abfassung der Beurteilung
4. Diktat und Korrektur

Der fÃ¼r das Aktenstudium von 203 Seiten erforderliche Zeitaufwand ist im
vorliegenden Fall mit 1,1 Stunden zu veranschlagen. FÃ¼r die sorgfÃ¤ltige
Durcharbeitung der Akten einschlieÃ�lich der Fertigung von Notizen ist nach der
neueren Rechtssprechung der Kostenkammer abweichend von der bisher
Ã¼blichen Praxis ein Zeitaufwand von einer Stunde pro 100 Seiten mit
medizinischem Inhalt erforderlich (Beschluss vom 20.01.05 in S 21 AR 4/05). Die
bisher angenommenen 50 Seiten entsprechen nicht mehr den heutigen
Gegebenheiten und werden bereits in einigen anderen BundeslÃ¤ndern nicht mehr
akzeptiert, weil fÃ¼r medizinische SachverstÃ¤ndige nur bestimmte Aktenteile von
Interesse sind.

Ein zusÃ¤tzlicher Zeitansatz fÃ¼r die Auswertung von 20 RÃ¶ntgenbildern kommt
nicht in Betracht, weil dem Antragsteller keine Bilder Ã¼bersandt wurden und auch
an keiner Stelle des Gutachtens ersichtlich ist, dass er vom KlÃ¤ger mitgebrachte
RÃ¶ntgenbilder ausgewertet hat.

Nicht zu beanstanden ist der Zeitansatz von 1,5 Stunden fÃ¼r die Untersuchung
sowie 4 Stunden fÃ¼r die Beurteilung. Der Zeitaufwand fÃ¼r die
"zusammenfassende Beurteilung" in einem medizinischen Gutachten ist allein nach
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dem Umfang und der Schwierigkeit der gedanklichen Arbeit zu ermitteln. Der
Antragsteller hat sich auf insgesamt 8 Seiten mit sehr vielen einzelnen Aspekten
auseinander gesetzt, so dass hier der Zeitansatz von 4 Stunden realistisch
erscheint.

Dagegen kann der Zeitansatz von 4,5 Stunden fÃ¼r Diktat und Korrektur nicht
nachvollzogen werden. Nach der bisherigen Rechtsprechung zum ZSEG benÃ¶tigt
ein SachverstÃ¤ndiger von durchschnittlichen FÃ¤higkeiten und Kenntnissen fÃ¼r
Diktat und Korrektur von normalen Schreibmaschinenseiten erfahrungsgemÃ¤Ã�
etwa eine Stunde fÃ¼r 6 Seiten. (vgl. BeschlÃ¼sse des LSG NW vom 19.02.1979
â�� L 16 S 98/78 â�� und vom 06.06.1980 â�� L 5 S 37/79). Demnach wÃ¤re hier
bei 27 Seiten von einem Zeitaufwand von 4,5 Stunden auszugehen, sofern man die
vorgelegten Seiten als "normal" akzeptiert. An dieser Rechtsprechung hÃ¤lt die
Kostenkammer im Prinzip fest. Sie ermittelt neuerdings aber die Anzahl der
"normalen Schreibmaschinenseiten" Ã¼ber die Zahl der von den
SachverstÃ¤ndigen angegebenen AnschlÃ¤ge. Das seit dem 01.7.2004 geltende
JVEG stellt nÃ¤mlich nicht mehr auf die Seitenzahl des Gutachtens sondern auf die
Anzahl der AnschlÃ¤ge ab. GemÃ¤Ã� Â§ 12 Abs.1 Nr. 3 JVEG werden bei Erstellung
eines schriftlichen Gutachtens je angefangene 1000 AnschlÃ¤ge 0,75 Euro
gesondert ersetzt; ist die Zahl der AnschlÃ¤ge nicht bekannt, ist sie zu schÃ¤tzen.
Diese leicht zu handhabende Abrechnungsmethode fÃ¼r die SchreibgebÃ¼hren
vermeidet die frÃ¼heren Streitigkeiten Ã¼ber das angemessene Schriftbild, zu
groÃ�en Zeilenabstand oder zu breiten Rand. Es bleibt jetzt dem Ã¤sthetischen
GefÃ¼hl jedes SachverstÃ¤ndigen Ã¼berlassen, in welcher Form er sein Gutachten
zu Papier bringt. Es wÃ¤re widersinnig, diese Vereinfachung nicht auch fÃ¼r die
Ermittlung des Zeitaufwands fÃ¼r Diktat und Korrektur zu nutzen. Die
Kostenkammer geht nach ihren Erfahrungen davon aus, dass ein SachverstÃ¤ndiger
in einer Stunde einen Text mit 10.000 AnschlÃ¤gen diktieren und korrigieren kann.
Das entspricht 6 normalen Schreibmaschinenseiten mit jeweils etwa 1650
AnschlÃ¤gen. Das LSG NW hat diese Methode der Kostenkammer zur Ermittlung des
erforderlichen Zeitaufwands fÃ¼r Diktat und Korrektur in seinem neuesten
Beschluss vom 19.01.2005 (L 4 B 9/04) ausdrÃ¼cklich gebilligt. Die Rechtsprechung
der Kostenkammer bedeutet, dass sich bei 31.834 AnschlÃ¤gen fÃ¼r Diktat und
Korrektur ein erforderlicher Zeitaufwand von 3,2 Stunden errechnet.

Entsprechend der Anzahl von 31.834 AnschlÃ¤gen errechnen sich die
SchreibgebÃ¼hren gemÃ¤Ã� Â§ 12 Abs.1 Nr. 3 JVEG: 32 mal 0,75 = 24 Euro.

Das ergibt folgende dem SachverstÃ¤ndigen zustehende VergÃ¼tung:

Aktenstudium 1,1 Stunden zu 60 Euro
Untersuchung 1,5 Stunden
Abfassung 4,0 Stunden
Diktat und Korrektur 3,2 Stunden

Zusammen 10,0 Stunden = 600,00 Euro
SchreibgebÃ¼hren 24,00 Euro
GOÃ�-Leistungen 244,41 Euro
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Summe 868,41 Euro
MwSt 16 % 138.95 Euro
Porto 7,80 Euro
Gesamt 1.015,16 Euro

Die Kostenkammer hat die Beschwerde wegen der grundsÃ¤tzlichen Bedeutung der
zur Entscheidung stehenden Fragen zugelassen. Die Kostenkammer weicht von der
frÃ¼heren Rechtsprechung hinsichtlich der fÃ¼r das Aktenstudium erforderlichen
Stundenzahl ab. Eine KlÃ¤rung durch die nÃ¤chste Instanz wÃ¤re wÃ¼nschenswert.
AuÃ�erdem erscheint es klÃ¤rungsbedÃ¼rftig, ob der Zeitansatz fÃ¼r Diktat und
Korrektur noch der heutigen Arbeitsweise der SachverstÃ¤ndigen entspricht,
DiktiergerÃ¤te oder elektronische Notebooks kommen jetzt bereits beim
Aktenstudium, bei der Untersuchung und bei der Abfassung der Beurteilung zum
Einsatz. Die Kostenkammer hat bereits in mehreren BeschlÃ¼ssen Bedenken
angemeldet, ob hier mÃ¶glicherweise die gleiche Leistung mehrfach vergÃ¼tet
wird. Mangels ausreichender eigener Erkenntnisse hat die Kammer bisher noch von
einer KÃ¼rzung abgesehen.

Erstellt am: 03.05.2005

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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